
Az.: S 1 SB 486/24

Sozialgericht Detmold

Zugestellt am;

Nullmeier

Regierungsbeschäftigte
als Urkundsbeamtin

der Geschäftsstelle

In dem Rechtsstreit

Im Namen des Volkes

Gerichtsbescheid

Kläger

Proz.-Bev.;

Rechtsanwältin Katrin Niedenthai, Marktstraße 2-4, 33602 Bielefeld

gegen

Kreis Gütersloh Abteilung Arbeit und Soziales, vertreten durch den Landrat, Wasserstraße
14, 33378 Rheda-Wiedenbrück, Gz: - 5080312233 -

Beklagte

In Sachen Untätigkeitsklage

hat die 1. Kammer des Sozialgerichts Detmold am 02.01.2025 durch den Vorsitzenden,
den Richter am Sozialgericht Hoppert, für Recht erkannt:

Der Beklagte wird verurteilt, über den Widerspruch des Klägers vom 15.11.2023
gegen den Bescheid des Beklagten vom 07.11.2023 zu entscheiden.

Der Beklagte trägt die erstattungsfähigen außergerichtlichen Kosten des Klägers.
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Der Eieklagte hat im Übrigen Verschuldenskosten In Höhe von 300 Euro an die
Landeskasse zu zahlen.

T a t b estand:

Die Beteliligten streiten darüber, ob der Beklagte verpflichtet ist, über einen Widerspruch

zu entscheiden.

Mit Ausführungsbescheid vom 31.10.2024 stellte der Beklagte bei dem Kläger einen Grad

der Behinderung (GdB) von 40 fest.

Im August 2023 stellte der Kläger einen Verschlimmerungsantrag.

Der Bek agte zog Befund- und Behandlungsberichte der den Kläger behandelnden Ärzte

bei und ließ diese durch den Arzt Dr. Kneip auswerten. Dieser vertrat in der gutachtlichen

Stellungnahme vom 06.11.2023 die Auffassung, bei dem Kläger lägen nunmehr die fol

genden Behinderungen vor:

1) Schultergelenkersatz rechts und links (Einzel-GdB 40)

2) Psychische Abhängigkeit (Einzel-GdB 30)

3) Fl nktionsstörung der Wirbelsäule (Einzel-GdB 10)

Der Ges amt-GdB betrage 50.

Auf der Srundlage dieser Stellungnahme erteilte der Beklagte am 07.11.2023 einen Be

scheid, nit dem er bei dem Kläger ab dem 01.08.2023 einen GdB von 50 feststellte.

Der Kläder legte gegen diesen Bescheid am 15.11.2023 Widerspruch ein und vertrat die

Auffassuing, seines Erachtens sei der GdB nicht ausreichend gewürdigt.

Der Beklagte zog anschließend weitere Arztberichte bei und ließ diese durch den Arzt Dr.

Lessmeister auswerten. Dieser vertrat in der gutachtlichen Stellungnahme vom

13.02.2024 die Auffassung, die Funktionsstörung der Wirbelsäule sei mit einem Einzel-
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GdB von 20 zu bewerten und als neue Behinderung sei eine Lungenfunktionsstörung fest

zustellen, die mit einem Einzel-GdB von 20 zu bewerten sei. Aufgrund dessen sei ein Ge-

samt-GdB von 60 vertretbar.

Auf der Grundlage dieser Stellungnahme erteilte der Beklagte am 14.02.2024 einen „Abhil

febescheid", mit dem er den GdB des Klägers ab dem 01.08.2023 mit 60 feststellte. Als

„rechtlicher Hinweis" findet sich auf diesem Bescheid der Zusatz: „Mit diesem Bescheid ist

das Widerspruchsverfahren beendet."

Mit Schreiben vom 04.03.2024 legte der Kläger gegen den Bescheid vom 14.02.2024

„vorsichtshalber" Widerspruch ein und wies darauf hin, dass dem Widerspruch durch den

Abhilfebescheid mit der Feststellung eines GdB von 60 nicht vollständig abgeholfen wor

den sei. Sollte der Beklagte den Widerspruch im Übrigen zurückweisen wollen, hätte er

einen Widerspruchsbescheid mit Rechtsbehelfsbelehrung erlassen müssen. Da lediglich

eine Teilabhilfe erfolgt sei, werde davon ausgegangen, dass der Widerspruch hinsichtlich

eines höheren GdB nach wie vor anhängig sei.

Mit Schreiben vom 11.03.2024 teilte der Beklagte dem Kläger mit, er könne keinen Wider

spruch (gegen den Bescheid vom 14.02.2024) erheben. Das Verfahren sei bereits durch

Erlass des Abhilfebescheides abgeschlossen. Ausweislich der aktenkundigen Begründung

des Klägers sei kein konkretes Begehren geäußert worden, sodass mit der nun einherge

gangenen Erhöhung des GdB im Widerspruchsverfahren eine volle Abhilfeentscheidung

gegeben sei.

Der Beklagte könne das Schreiben vom 04.03.2024 als Überprüfungsantrag gemäß § 44

SGB X werten.

Mit Schreiben vom 15.04.2024 vertrat der Kläger weiterhin die Auffassung, das Wider

spruchsverfahren sei noch immer anhängig, da es sich bei dem Bescheid vom 14.02.2204

nur um einen Teilabhilfebescheid gehandelt habe. Auch wenn der Antrag keinen konkre

ten GdB enthalten habe, sei es Auftrag der Sozialleistungsbehörde im Rahmen der Amts

ermittlungspflicht nachzufragen, ob der Widerspruch sich durch die Feststellung eines be

stimmten GdB erledigt habe. Ansonsten könnte die Behörde durch Erlass eines Teilabhil

febescheides - ohne Rechtsmittelbelehrung und lediglich mit dem Hinweis „mit diesem

Bescheid ist das Widerspruchsverfahren beendet" - den Rechtsweg verkürzen. Nach sei

ner Auffassung sei ein Gesamt-GdB von mindestens 80 - 90 festzustellen.
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Mit Schreiben vom 28.05.2024 teilte der Beklagte dem Kläger mit, dass es bei seiner Auf

fassung im Schriftsatz vom 11.03.2024 verbleibe.

Am 07.

Zur Beg

derholt

0|6.2024 hat der Kläger eine Untätigkeitsklage beim Sozialgericht Detmold erhoben,

ründung hat er im Wesentlichen seinen Vortrag im Widerspruchsverfahren wie-

Der Kläger beantragt nach seinem schriftsätzlichen Vorbringen sinngemäß,

en Beklagten zu verurteilen, vollumfänglich über seinen Widerspruch vom

1|5.11.2023 gegen den Bescheid des Beklagten vom 07.11.2023 zu entschei
den.

Der Beljlagte beantragt,

le Klage abzuweisen.

Das Widerspruchsverfahren sei durch den Abhilfebescheid „technisch" beendet worden.

Eine Wsiterführung sei somit nicht möglich, da auch kein Vorgang mehr im Fachverfahren

zur Verfügung stehe. Der Kläger habe in seiner Widerspruchsbegründung kein konkretes

Begehren geäußert.

der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den sonstigen In-

Gerichtsakte sowie der den Kläger betreffenden Verwaltungsakte des Beklagten

Wegen

halt de

Bezug genommen

Entscheidungsgründe:

Das Gericht konnte vorliegend nach Anhörung der Beteiligten gemäß § 105 Sozialge-

richtsg 5setz (SGG) ohne mündliche Verhandlung durch Gerichtsbescheid entscheiden, da

der Sachverhalt geklärt war und die Streitsache auch keine besonderen Schwierigkeiten
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tatsächlicher oder rechtlicher Art aufwies.

Die am 07.06.2024 erhobene Untätigkeitsklage ist zulässig und begründet.

Der Beklagte hat es zu Unrecht abgelehnt, über den Widerspruch des Klägers vom

15.11.2023 gegen den Bescheid des Beklagten vom 07.11.2023 zu entscheiden.

Ist ein Antrag auf Vornahme eines Verwaltungsaktes ohne zureichenden Grund in ange

messener Frist sachlich nicht beschieden worden, so ist die Klage nicht vor Ablauf von

sechs Monaten seit dem Antrag auf Vornahme des Verwaltungsaktes zulässig (§ 88 Abs.

1 Satz 1 SOG). Das Gleiche gilt, wenn über einen Widerspruch nicht entschieden worden

ist, mit der Maßgabe, dass als angemessene Frist eine solche von drei Monaten gilt (§ 88

Abs. 2 SGG).

Ein Vorverfahren ist bei einer Untätigkeitsklage nicht erforderlich (vgl. B. Schmidt in Mey

er-Ladewig/Keller/Schmidt, § 88 Rn. 3). Bei einer Untätigkeitsklage nach § 88 Abs. 2 SGG

muss der Kläger Widerspruch eingelegt haben. Darauf, ob der Widerspruch zulässig ist,

kommt es nicht grundsätzlich nicht an; der Kläger hat Anspruch auf einen Bescheid (vgl.

B. Schmidt, a.a.O.).

Zulässigkeitsvoraussetzung ist weiter, dass der Kläger sachlich nicht beschieden worden

ist, die Behörde also keine abschließende Entscheidung zur Hauptsache getroffen hat.

Eine Bescheidung liegt z.B. dann vor, wenn einem Widerspruch abgeholfen worden ist.

Keine sachliche Bescheidung ist aber eine Weigerung, über einen Antrag oder einen Wi

derspruch zu entscheiden (vgl. B. Schmidt, a.a.O., Rn. 4).

Für die Zulässigkeit der Klage kommt es grundsätzlich nicht darauf an, ob der Kläger ei

nen Anspruch in der Sache selbst hat oder ob der beantragte Bescheid materiell-rechtliche

Auswirkungen auf ihn hat; auch wenn das nicht der Fall ist, kann grundsätzlich ein An

spruch auf eine Bescheidung geltend gemacht werden (vgl. B. Schmidt, a.a.O.).

Weitere Zulässigkeitsvoraussetzung ist der Ablauf der Sperrfrist des § 88 Abs. 1 Satz 1

bzw. Absatz 2 SGG. Die Einhaltung der Sperrfrist ist ausnahmsweise nicht erforderlich,

wenn die Behörde eindeutig und unmissverständlich zu erkennen gegeben hat, dass sie

nicht entscheiden werde, eine Sachentscheidung also abgelehnt hat (vgl. B. Schmidt,

a.a.O. Rn. 5b).

Keine Prozessvoraussetzung ist, dass ohne zureichenden Grund in angemessener Frist

sachlich nicht entschieden ist. Nach Ablauf der Sperrfrist ist die Klage ohne Rücksicht auf
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den Grund zulässig (vgl. B. Schmidt, a.a.O., Rn. 6).

Diese zugrunde gelegt, ist die am 07.06.2024 erhobene Untätigkeitsklage zulässig.

Der Kläger hat gegen den Bescheid der Beklagten vom 07.11.2023 am 15.11.2023 Wider

spruch «iingelegt. Der Beklagte hat zwar am 14.02.2024 einen „Abhilfebescheid" erteilt, mit

diesem „Abhilfebescheid" war das Widerspruchsverfahren jedoch noch nicht abgeschlos

sen, sondern der „Abhilfebescheid" ist nach § 86 SOG Gegenstand des Vorverfahrens

gewordem. Der Beklagte hat mehrfach zutreffender Weise darauf hingewiesen, dass der

Kläger in seinem Widerspruch kein konkretes Begehren zur Höhe des GdB gestellt hat.

Dann wäre es aber Aufgabe des Beklagten gewesen, bei dem Kläger nach Erlass des

„Abhilfebescheides" noch einmal nachzufragen, ob der Kläger seinen Widerspruch nach

Erlass des „Abhilfebescheides" zurücknimmt. Auf die in jeder Hinsicht zutreffenden Aus

führungen des Klägers im Schriftsatz vom 04.03.2024 wird verwiesen.

Ergänzend ist nochmals darauf hinzuweisen, dass mehrdeutige Anträge meistbegünsti

gend auszulegen sind. Im Zweifel ist davon auszugehen, dass unter Berücksichtigung des

Meistbegünstigungsprinzips alles begehrt wird, was dem Kläger aufgrund des Sachver

halts rechtlich zusteht (vgl. BSG, Urteil vom 14.06.2018 - B 9 SB 2/16 R - unter Hinweis

auf BS(3, Urteil vom 24.04.2008 - B 9/9a SB 10/06 R -).

Bei der Erhebung der Klage am 07.06.2024 war die Sperrfrist des § 88 Abs. 2 SGG bereits

abgelaufen. Darüber hinaus war die Einhaltung der Sperrfrist hier auch entbehrlich, da der

Beklagte mit Schreiben vom 11.03.2024 und vom 28.05.2024 eindeutig und unmissver-

ständlich zu erkennen gegeben hat, dass das Widerspruchsverfahren mit der Erteilung

des „ADhilfebescheides" abgeschlossen sei und eine weitere Entscheidung nicht mehr er

gehen werde.

Die Klage ist auch begründet.

Ein zureichender Grund für die Nichtbescheidung des Widerspruchs liegt nicht vor. Ein

solcher Grund liegt - wie dargelegt - insbesondere nicht darin, dass das Widerspruchsver

fahren durch die Erteilung des „Abhilfebescheides" bereits beendet war.

Ein zureichender Grund liegt aber auch nicht darin, dass eine Weiterführung nicht möglich

sei, da kein Vorgang mehr zur Verfügung stehe. Wenn ein Vorgang zu Unrecht ausgetra

gen worden ist, muss er eben wieder eingetragen werden. Wenn dem Beklagten dies
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„technisch" nicht möglich sein sollte, liegt dies allein Im Verantwortungsbereich des Be

klagten.

Die Kostenentscheidung beruhtauf §§ 183, 192, 193 SGG.

Das Gericht hat es dabei für geboten erachtet, den Beklagten In Höhe von 300,00 EUR an

den durch sein Verhalten entstandenen Gerichtshaltungskosten zu beteiligen. Dem Be

klagten Ist die eindeutige Rechtslage mehrfach erklärt worden. Wenn der Beklagte den

noch an seiner offensichtlich unzutreffenden Rechtsauffassung festhält, Ist dies nach Auf

fassung des Gerichts missbräuchllch Im Sinne des § 192 Abs. 1 Nr. 2 SGG.

Da es sich bei den Verschuldenskosten um einen Schadensersatzanspruch handelt, kann

der Schaden In entsprechender Anwendung der §§ 202 SGG, 287 ZPO geschätzt werden.

Bei der Entscheidung über die Höhe der Kosten hat sich das Gericht daran orientiert, dass

unnötige Kosten hinsichtlich des schriftlichen Abfassung des Gerichtsbescheides entstan

den sind. Angesichts der Tatsache, dass die Tätigkeit eines Richters einschließlich der

notwendigen Hilfskräfte bereits 1986 Kosten von durchschnittlich 350,00 DM bis 450,00

DM verursacht hat (vgl. Goedelt, Sozialgerichtsbarkeit, 1986, 493, 500, Landesozialgericht

Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 05.04.2022 - L 15 U 273/21 - m.w.N.) hat das Gericht

jedenfalls einen Betrag von 300,00 EUR als erforderlich angesehen, um damit die Kosten

von über einer Stunde richterlicher Tätigkeit einschließlich Hilfskräfte zur Abfassung des

Gerichtsbescheides nebst Nebenkosten (Kopiekosten, Zustellkosten) abzugelten.

Rechtsmittelbelehrung:

Dieser Gerichtsbescheid kann mit der Berufung angefochten werden.

Die Berufung Ist Innerhalb eines Monats nach Zustellung des Gerichtsbescheides beim

Landessozialgericht Nordrheln-Westfalen, Zweigertstraße 54,45130 Essen
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schriftliclli oder mündlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzu

legen.

Die Ben

Sozialgoricht Detmold, Richthofenstraße 3, 32756 Detmold

schriftlic

legt wird

der- von

§65aA

fungsfrist ist auch gewahrt, wenn die Berufung innerhalb der Frist bei dem

1 oder mündlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einge-

Die Berufungsschrift muss bis zum Ablauf der Frist bei einem der vorgenannten Gerichte

eingegangen sein. Sie soll den angefochtenen Gerichtsbescheid bezeichnen, einen be

stimmten Antrag enthalten und die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismit

tel angenen.

Die elektronische Form wird durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments gewahrt,

das für (Hie Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und

- von delr verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist

verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Ubermittlungsweg gem.

bs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird.

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und zur

qualifizierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung über die techni

schen Ftahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere

elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW) in

der jevVeils gültigen Fassung. Über das Justizportal des Bundes und der Länder

(www.jqstiz.de) können nähere Informationen abgerufen werden.

Zusätzlich wird darauf hingewiesen, dass einem Beteiligten auf seinen Antrag für das Ver

fahren |or dem Landessozialgericht unter bestimmten Voraussetzungen Prozesskostenhil

fe bewi ligt werden kann.
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Schriftlich einzureichende Anträge und Erklärungen, die durch einen Rechtsanwalt, durch

eine Behörde oder durch eine juristische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der

von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse einge

reicht werden, sind als elektronisches Dokument zu übermitteln. Ist dies aus technischen

Gründen vorübergehend nicht möglich, bleibt die Übermittlung nach den allgemeinen Vor

schriften zulässig. Die vorübergehende Unmöglichkeit ist bei der Ersatzeinreichung oder

unverzüglich danach glaubhaft zu machen; auf Anforderung ist ein elektronisches Doku

ment nachzureichen. Gleiches gilt für die nach dem Sozialgerichtsgesetz vertretungsbe

rechtigten Personen, für die ein sicherer Übermittlungsweg nach § 65a Abs. 4 Nr. 2 SGG

zur Verfügung steht (§ 65d SGG).

Hoppert




